
Kassationsbeschwerdegegnerinnen: Stichting de Thuiskopie, Stich­
ting Onderhandelingen Thuiskopie vergoeding 

Vorlagefragen 

1. Ist Art. 5 Abs. 2 Buchst. b — gegebenenfalls in Verbindung 
mit Art. 5 Abs. 5 — der Urheberrechtsrichtlinie ( 1 ) dahin 
auszulegen, dass die dort erwähnte Ausnahme vom Urhe­
berrecht für Vervielfältigungen, die die in diesem Artikel 
genannten Anforderungen erfüllen, unabhängig davon gilt, 
ob die Exemplare des Werks, von dem die Vervielfältigungen 
herstammen, rechtmäßig — d. h. ohne Verletzung der Ur­
heberrechte der Rechteinhaber — in die Verfügungsgewalt 
der betreffenden natürlichen Person gelangt sind, oder gilt 
diese Ausnahme nur für Vervielfältigungen, die Ausfertigun­
gen entnommen sind, die von Exemplaren herstammen, die 
ohne Urheberrechtsverletzung in die Verfügungsgewalt der 
betreffenden natürlichen Person gelangt sind? 

2. a) Kann, wenn die erste Frage wie am Ende dieser Frage 
beantwortet wird, die Anwendung des Dreistufentests 
gemäß Art. 5 Abs. 5 der Urheberrechtsrichtlinie dazu 
führen, dass der Anwendungsbereich der Ausnahme 
nach Art. 5 Abs. 2 erweitert wird, oder kann die An­
wendung des Tests lediglich zur Folge haben, dass die 
Reichweite der Ausnahme eingeschränkt wird? 

b) Steht, wenn die erste Frage wie am Ende dieser Frage 
beantwortet wird, eine Vorschrift des nationalen Rechts, 
die dazu führt, dass für Vervielfältigungen, die von einer 
natürliche Person zum Privatgebrauch und weder für di­
rekte noch indirekte kommerzielle Zwecke angefertigt 
werden, eine gerechte Vergütung unabhängig davon ge­
schuldet wird, ob die Anfertigung der betreffenden Ver­
vielfältigungen nach Art. 5 Abs. 2 der Urheberrechts­
richtlinie erlaubt ist — und ohne dass diese Vorschrift 
das Verbotsrecht des Rechteinhabers und dessen An­
spruch auf Schadensersatz einschränkt —, im Wider­
spruch zu Art. 5 der Urheberrechtsrichtlinie oder irgend­
einer anderen Vorschrift des Europarechts? 

Ist es für die Beantwortung dieser Frage unter Berück­
sichtigung des Dreistufentests nach Art. 5 Abs. 5 der 
Urheberrechtsrichtlinie von Bedeutung, dass technische 
Vorrichtungen, um gegen die Anfertigung unerlaubter 
Privatkopien vorzugehen, (noch) nicht zur Verfügung ste­
hen? 

3. Ist die Durchsetzungsrichtlinie ( 2 ) auf einen Rechtsstreit wie 
den vorliegenden anwendbar, in dem — nachdem ein Mit­
gliedstaat auf der Grundlage von Art. 5 Abs. 2 Buchst. b der 
Urheberechtsrichtlinie Herstellern und Importeuren von Trä­
gern, die für die Vervielfältigung von Werken geeignet und 
bestimmt sind, die Verpflichtung zur Abführung des dort 
vorgesehenen gerechten Ausgleichs auferlegt und bestimmt 
hat, dass der gerechte Ausgleich an die von diesem Mitglied­
staat bezeichnete Organisation abzuführen ist, die mit der 
Erhebung und Verteilung des gerechten Ausgleichs betraut 

ist — der Zahlungspflichtige beantragt, das Gericht möge in 
Anbetracht bestimmter streitiger Umstände, die für die Fest­
setzung des gerechten Ausgleichs von Bedeutung sind, Fest­
stellungen zu Lasten der genannten Organisation treffen, die 
sich dagegen verteidigt? 

( 1 ) Richtlinie 2001/29/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 22. Mai 2001 zur Harmonisierung bestimmter Aspekte des 
Urheberrechts und der verwandten Schutzrechte in der Informations­
gesellschaft (ABl. L 167, S. 10). 

( 2 ) Richtlinie 2004/48/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 29. April 2004 zur Durchsetzung der Rechte des geistigen 
Eigentums (ABl. L 157, S. 45). 

Vorabentscheidungsersuchen des Gerechtshof te ’s-Herto­
genbosch (Niederlande), eingereicht am 1. Oktober 2012 
— X, anderer Verfahrensbeteiligter: Voorzitter van het ma­
nagementteam van het onderdeel Belastingdienst/Z van de 

rijksbelastingdienst 

(Rechtssache C-437/12) 

(2012/C 399/19) 

Verfahrenssprache: Niederländisch 

Vorlegendes Gericht 

Gerechtshof te 's-Hertogenbosch 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Rechtsmittelführerin: X 

Anderer Verfahrensbeteiligter: Voorzitter van het managementteam 
van het onderdeel Belastingdienst/Z van de rijksbelastingdienst 

Vorlagefragen 

1. Ist bei der Beurteilung der im Rahmen von Art. 110 AEUV 
zu beantwortenden Frage, ob der Betrag der Steuer auf die 
Zulassung des [in Rede stehenden] Personenkraftwagens für 
2010 den Restwert der Steuer (nicht) übersteigt, der noch 
im Wert im Inland bereits zugelassener gleichartiger ge­
brauchter Personenkraftwagen enthalten ist, für die Bestim­
mung dieses Restwerts als gleichartig anzusehen 

— ein vergleichbarer Personenkraftwagen, der im Jahr der 
erstmaligen Ingebrauchnahme des [in Rede stehenden] 
Personenkraftwagens (2006) als Neuwagen zugelassen 
worden ist, oder 

— darüber hinaus auch die (anderen) Personenkraftwagen, 
die 2010 auf dem Gebrauchtwagenmarkt verfügbar sind 
und die ebenso wie der [in Rede stehende] Personen­
kraftwagen am 30. Mai 2006 erstmalig in Gebrauch 
genommen worden und ansonsten vergleichbar sind, 
aber die nach dem 30. Mai 2006 (zwischen dem 30. 
Mai 2006 und 2009) als gebrauchte Personenkraftwagen 
(eingeführt und) zugelassen worden sind, und/oder
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— darüber hinaus auch die (anderen) Personenkraftwagen, 
die 2010 auf dem Gebrauchtwagenmarkt verfügbar sind 
und die anders als der [in Rede stehende] Personenkraft­
wagen nach dem 30. Mai 2006 erstmalig in Gebrauch 
genommen worden, aber ansonsten vergleichbar sind, 
und die nach dem 30. Mai 2006 (zwischen dem 30. 
Mai 2006 und 2009) als Neu- oder Gebrauchtwagen 
(eingeführt und) zugelassen worden sind? 

2. Gilt bei der Beurteilung der Frage, ob Art. 110 AEUV der 
Erhebung von BPM ( 1 ) auf die Zulassung des Personenkraft­
wagens im Jahr 2010 entgegensteht, soweit diese Steuer 
vom CO 2 -Ausstoß (nach Maßgabe der Tabellen in Art. 9 
Abs. 1 des BPM-Gesetzes) abhängt, dieser Teil der Steuer 
als neue Steuer, die von der bis zum 1. Februar 2008 allein 
vom Katalogpreis abhängigen BPM zu unterscheiden ist, so 
dass, soweit die Steuer vom CO 2 -Ausstoß abhängt, ein Ver­
gleich mit (gleichartigen) gebrauchten Personenkraftwagen, 
die vor dem 1. Januar 2010 zugelassen worden sind, irre­
levant ist? 

3. Sollte es sich nicht um eine neue Steuer im Sinne von Frage 
2 handeln: Steht der Erhebung von BPM auf die Zulassung 
des Personenkraftwagens im Jahr 2010, soweit diese Steuer 
vom CO 2 -Ausstoß (nach Maßgabe der Tabellen in Art. 9 
Abs. 1 des BPM-Gesetzes) abhängt, gemäß Art. 110 AEUV 
entgegen, dass auf mit dem [in Rede stehenden] Personen­
kraftwagen vergleichbare Personenkraftwagen, die vor dem 
1. Februar 2008 erstmalig in Gebrauch genommen und in 
der Zeit zwischen dem 1. Februar 2008 und dem 31. De­
zember 2009 als Gebrauchtwagen eingeführt und zugelas­
sen worden sind, eine vom CO 2 -Ausstoß abhängige Steuer 
(nach dem seinerzeit geltenden Art. 9ba des BPM-Gesetzes) 
nicht erhoben worden ist, während diese vom CO 2 -Ausstoß 
abhängige Steuer im vorerwähnten Zeitraum bei der Zulas­
sung von Personenkraftwagen, die nach dem 1. Februar 
2008 erstmalig in Gebrauch genommen worden, aber an­
sonsten mit dem [in Rede stehenden] Personenkraftwagen 
vergleichbar sind, sehr wohl erhoben worden ist? 

( 1 ) Belasting personenauto’s en motorrijwielen (Steuer auf Personen­
kraftwagen und Motorräder). 

Vorabentscheidungsersuchen der Audiencia Provincial de 
Salamanca (Spanien), eingereicht am 8. Oktober 2012 — 

Josune Esteban Garcia 

(Rechtssache C-451/12) 

(2012/C 399/20) 

Verfahrenssprache: Spanisch 

Vorlegendes Gericht 

Audiencia Provincial de Salamanca 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Berufungsklägerin: Josune Esteban Garcia 

Vorlagefrage 

Erlauben die Art. 4, 12, 114 und 169 des Vertrags und Art. 38 
der Charta der Grundrechte der Europäischen Union in Verbin­
dung mit der Richtlinie 93/13 ( 1 ) und der Rechtsprechung des 
Gerichtshofs zum hohen Niveau des Schutzes der Interessen der 
Verbraucher sowie zur praktischen Wirksamkeit der Richtlinien 
und den Grundsätzen der Gleichwertigkeit und der Effektivität 
der Audiencia Provincial als nationalem Berufungsgericht trotz 
des Fehlens einer entsprechenden innerstaatlichen Rechtsvor­
schrift über eine Berufung gegen eine Entscheidung des erst­
instanzlichen Gerichts zu entscheiden, mit der festgestellt wird, 
dass für die Entscheidung über die Klage auf Ersatz des Scha­
dens, der durch die angebliche Nichterfüllung seitens der Be­
klagten eines über das Internet zustande gekommenen Vertrags 
entstanden ist, das Gericht des Sitzes der Beklagten örtlich zu­
ständig ist? 

( 1 ) Richtlinie 93/13/EWG des Rates vom 5. April 1993 über miß­
bräuchliche Klauseln in Verbraucherverträgen (ABl. L 95, S. 29). 

Vorabentscheidungsersuchen des Bundesfinanzhofs 
(Deutschland) eingereicht am 10. Oktober 2012 — Pro 

Med Logistik GmbH gegen Finanzamt Dresden-Süd 

(Rechtssache C-454/12) 

(2012/C 399/21) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Vorlegendes Gericht 

Bundesfinanzhof 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: Pro Med Logistik GmbH 

Beklagter: Finanzamt Dresden-Süd 

Vorlagefragen 

1. Stehen Art. 12 Abs. 3 Buchst. a Unterabs. 3 i.V.m. Anhang 
H Kategorie 5 der Sechsten Richtlinie 77/388/EWG des 
Rates vom 17. Mai 1977 ( 1 ) und Art. 98 Abs. 1 i.V.m. 
Anhang III Kategorie 5 der Richtlinie 2006/112/EG des 
Rates vom 28. November 2006 ( 2 ) unter Beachtung des 
Neutralitätsprinzips einer nationalen Regelung entgegen, 
die für die Beförderung von Personen im Verkehr mit Taxen 
im Nahverkehr den ermäßigten Umsatzsteuersatz vorsieht, 
wohingegen für die Beförderung von Personen mit sog. 
Mietwagen im Nahverkehr der Regelsteuersatz gilt?
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